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13. Fragen der Einwohner

Zu Punkt 1:

Von den anwesenden Zuschauern werden keine Fragen an Gemeinderat oder Gemein-
deverwaltung gestellt.

Zu Punkt 2:

Bauamtsleiterin Ernst erlautert die Vorlage. In den Jahren 2018 bis 2020 wurden 2 zu-
satzliche Bauplatze im Baugebiet ,Am Berg® und 5 Bauplatze im neuen Baugebiet
,Bruhlgasse-Muhlweg"“ erschlossen. Die Abrechnungen fir diese Baugebiete liegen zum
grof3ten Teil vor, so dass die Bauplatzpreise auf dieser Grundlage festgelegt werden
koénnen.



Grundsatzlich muss das Vermdgen der Gemeinde zum vollen Wert verauRert werden (8
92 Abs. 2 Gemeindehaushaltsverordnung-GemHVO). Ein Gewinn ist gerade bei Bauplat-
zen moglich und dblich.

Die auf die Erschliel3ung der Bauplatze entfallenden Kosten wurden in der als Anlagel
beigefligten Tabelle berechnet. Dazu folgende Anmerkungen: Das Baugebiet ,Am Berg*
ist vollstandig abgerechnet. Beim Baugebiet ,Brihlgasse-Muhlweg* fehlen noch die Ho-
norarschlussrechnungen des Ingenieurbiiros und die Kosten fir die Vermessung. Hier
wurden Kostenschétzungen eingeholt und zugrunde gelegt. Die Vermessung des Bauge-
biets ,Brihlgasse-Muhlweg“ ist noch nicht abgeschlossen, die vorlaufigen Ermittlungen
des Vermessers wurden zugrunde gelegt.

Zu den Baukosten kommen die Wasserversorgungsbeitrage hinzu. Bei den Abwasser-
beitragen wurde nur der Anteil fir das Klarwerk laut Abwassersatzung tbernommen, da
die Kosten fir den Kanal in den Baukosten enthalten sind.

Stral3enanliegerbeitrage wurden nach dem gleichen Grundsatz ebenfalls nicht berech-
net, da diese die Baukosten und Baunebenkosten fir Stral3enbau, Gehweg, Beleuchtung
usw. beinhalten wiirden. Damit entféllt naturgemaf auch der Gemeindeanteil in Hohe
von 10 % laut ErschlieBungsbeitragssatzung, d.h. auch dieser Anteil wird auf die Bau-
platzpreise umgelegt.

Eingerechnet wurde auch der Bodenwert fir Rohbauland in H6he von 20,00 Euro, Diese
gehdren zur Wertermittlung, obwohl im Zusammenhang mit der ErschlieBung keine
Grunderwerbskosten angefallen sind und die Gemeinde seit langerem im Besitz dieser
Grundstticke war.

Der so ermittelte volle Wert betragt 112,16 Euro/m?2.

Im Haushaltsplan wurde ein Verkaufswert fir die Baugrundstiicke von 130,00 Euro/m?2
zugrunde gelegt. Der Bodenrichtwert in Huffenhardt bewegt sich in den Wohngebieten
von 70 bis 115 Euro/m?

Nach Festlegung der Bauplatzpreise soll unmittelbar die Ausschreibung der Bauplatze
erfolgen. Nach Abschluss der Bewerbungsfrist Ende Mai und Auswertung der eingegan-
genen Bewerbungen ist die Vergabe der Platze in der Sitzung am 24.06.2021 vorgese-
hen.

Bauamtsleiterin Ernst berichtet Gber Bauplatzpreise und Bodenrichtwerte in umliegenden
Gemeinden wie Siegelsbach (150 Euro) , Hamersheim (240 Euro) , Obrigheim (130
Euro), Aglasterhausen (190-200 Euro), Schwarzach (138 Euro), Neunkirchen (150
Euro),Helmstadt-Bargen (100-125 Euro) und Bad Rappenau (ab 450 Euro).

Auf Anfrage bestatigt Frau Ernst, dass es sich beim Beschlussvorschlag um den Ver-
kaufspreis handelt.

Bezlglich des Baugebiets Liebold in Obrigheim erwidert sie auf Anfrage von Gemeinde-
rat Siegmann, dass ihr nicht bekannt ist, wann dieses Baugebiet erschlossen wurde. Al-
lerdings lasst die Verdoffentlichung auf der Homepage der Gemeinde den Schluss zu,
dass dort vor Kurzem noch Baupléatze verkauft wurden.

Die Gemeinderate Hagner und Geoérg halten den Bauplatzpreis fur akzeptabel, moglich-
erweise etwas zu billig.

Die Frage von Gemeinderat Haas nach einem Bonus fur Einheimische wird verneint. Die
neuen Vergaberichtlinien sehen einen solchen Bonus nicht mehr vor.



Gemeinderat Hohenhausen pladiert unter Verweis auf die Katastrophale Haushaltslage
und die gute Mdglichkeit, Einnahmen zu gewinnen fur einen héheren Verkaufspreis.
Dem schlief3t sich Gemeinderat Weber an und schlagt einen Verkaufspreis von 150,00
Euro pro m2 vor. Gemeinderatin Rieger hélt eine Erh6hung um 10 Euro pro m? fiir ange-
messen, 150 Euro seien zu hoch.

Gemeinderat Siegmann tut sich mit einer Erhéhung ebenfalls schwer, weist aber hin auf
die Auswirkungen auch auf die Infrastruktur wie Kindergartenausbau, Digitalpakt. In An-
betracht des defizitdren Haushalts spricht er sich ebenfalls fir einen Preis von 150,00
Euro pro m? aus.

Gemeinderat Prior meint, dass die Haushaltslage mit der Nachbargemeinde Obrigheim
nicht vergleichbar sei. In Anbetracht der Folgen fir Infrastruktureinrichtungen halt er ei-
nen hoheren Bauplatzpreis ebenfalls fur vertretbar.

Gemeinderat Weber beantragt, den Verkaufspreis abweichend vom Beschlussvorschlag
von 130,00 Euro auf 150,00 Euro pro m? festzusetzen. Dieser Antrag wird mit 9 Ja-Stim-
men, 2 Nein-Stimmen angenommen. Damit fasst der Gemeinderat folgenden

Beschluss:

Der Gemeinderat legt den Quadratmeterpreis fiir den Verkauf der gemeindeeigenen
Bauplatze in den Baugebieten ,Am Berg“ und ,Brihlgasse-Mihlweg“ auf 150 Euro fest.

Abstimmungsergebnis: 9 Jastimmen, 2 Nein-Stimmen
Zu Punkt 3:

Burgermeister Neff fasst den Sachverhalt wie nachfolgend dargestellt zusammen.
Gemal § 192 Baugesetzbuch (BauGB) werden zur Ermittlung von Grundstiickswerten
und fir sonstige Wertermittlungen selbstandige, unabhangige Gutachterausschisse ge-
bildet. Innerhalb eines Landkreises kdnnen nach der Gutachterausschussverordnung
Baden-Wirttemberg benachbarte Gemeinden die Aufgabe nach den Vorschriften der
Gemeindeordnung und des Gesetzes uber kommunale Zusammenarbeit Ubertragen.

Die im Jahr 2019 beschlossene 6ffentlich-rechtliche Vereinbarung wurde im Februar
2021 von allen Vertretern der Stadte und Gemeinden des Neckar-Odenwald-Kreises un-
terzeichnet. Nach der erforderlichen Genehmigung des Regierungsprasidiums Karlsruhe
am 05.03.2021 erlangte die Vereinbarung zur Bildung eines gemeinsamen Gut-
achteraus-schusses am Tage nach ihrer letzten 6ffentlichen Bekanntmachung ihre
Rechtswirksamkeit.

In der Folge sind noch die im Beschlussantrag genannten Entscheidungen zu treffen.

Nach § 5 Abs. 1 der offentlich-rechtlichen Vereinbarung vom 26.02.2021 erhebt die Stadt
Mosbach fir Amtshandlungen im Rahmen der ihr Gbertragenen Aufgabengebiete Ge-
bihren und Auslagenersatz in eigener Zustandigkeit. Sie kann in diesem Rahmen Sat-
zungen erlassen, die fir das gesamte Gebiet der Beteiligten gelten.

Der als Anlage 2 beigefiigte Satzungsentwurf der Erstreckungssatzung soll deshalb zur
Kenntnis genommen werden. Nach entsprechenden Beschlissen aller Stadte / Gemein-
den im NOK wird die Stadt Mosbach abschlieRend im Gemeinderat entscheiden. An-
schlielend muss die Satzung in jeder Kommune 6ffentlich bekanntgemacht und der
Rechtsaufsichtsbehdrde der Stadt Mosbach vorgelegt werden. Rechtswirksam wird die
Erstreckungssatzung nach der letzten veranlassten Bekanntmachung.



Dem entsprechend kann die gemeindliche Satzung zur Erhebung von Gebuhren fur die
Erstattung von Gutachten durch den Gutachterausschuss aufgehoben werden. Diese
Aufhebungssatzung ist ebenso anschlie3end 6ffentlich bekannt zu machen.

Ohne weitere Aussprache ergeht folgender

Beschluss:

1. Der Gemeinderat beschlief3t die Satzung zur Aufhebung der Satzung Uber die Erhe-
bung von Gebuhren fur die Erstattung von Gutachten durch den Gutachterausschuss der
Gemeinde vom 07.05.1991, in der Fassung vom 25.09.2001 (Anlage 1).

2. Der Gemeinderat nimmt die Erstreckungssatzung, die die Stadt Mosbach gemaf § 5
Abs. 1 der offentlich-rechtlichen Vereinbarung zur Erhebung von Gebuhren durch den
,Gemeinsamen Gutachterausschuss Neckar-Odenwald-Kreis* auf dem Gebiet der Ge-
meinde beschliel3en wird, zur Kenntnis (Anlage 2).

- Einstimmig-
Zu Punkt 4:

Im Zuge der Einfuhrung des Digitalfunks ist die analoge Funktechnik der Feuerwehr
durch digitale Funktechnik zu ersetzen. Der Neckar-Odenwald-Kreis hat vorgeschlagen,
das Beschaffungsvolumen der interessierten Stadte und Gemeinden zu bindeln und un-
ter Begleitung eines Fachanwalts europaweit auszuschreiben. Birgermeister Neff
schlagt vor, hierzu verbindlich das Interesse zu erklaren und erlautert die Hintergriinde
wie folgt:

Im Zuge der Einfuhrung des Digitalfunks bei den Behérden und Organisationen mit Si-
cherheitsaufgaben (BOS) sind nach dem Polizeivollzugsdienst, diversen Hilfsorganisatio-
nen und der Bundesanstalt Technisches Hilfswerk auch die Feuerwehren in Baden-Wrt-
temberg mit einer entsprechenden Digitalfunkausstattung zu versehen. Der Digitalfunk
funktioniert — grob gesprochen — wie ein besonderes Mobilfunknetz, das auf die Beddirf-
nisse der BOS zugeschnitten ist.

Infolge des Funktionsprinzips kann die Ausstattung, die fur den Analogfunk beschafft
wurde, nicht mehr weiterverwendet werden. Sie muss komplett durch digitale Funktech-
nik abgeldst werden. Auch ist bei den wesentlich komplexeren Endgeraten kinftig mit
jahrlichen Software-Updates durch das Innenministerium und alle zwei bis drei Jahre mit
Firmware-Updates durch den Hersteller zu rechnen.

Nicht berthrt durch die Einflihrung des Digitalfunks ist in Baden-Wurttemberg die Alar-
mierung der Feuerwehren. Diese erfolgt u. a. aus Griinden der Betriebssicherheit auch
kinftig durch ein gesondertes Netz und tber besondere Funkmeldeempfénger. Dieses
Netz ist im Neckar-Odenwald-Kreis bereits digitalisiert.

Die erforderliche Ablésung von Analogfunkgeraten und die Beschaffung von Digitalfunk-
technik betrifft im Wesentlichen drei Typen von Endgeraten:

e Feststationen, sogenannte fixed radio terminals (FRT), insbesondere in Feuer-
wehrgeratehausern,

e Fahrzeugfunkgerate, sogenannte mobile radio terminals (MRT),

e Handfunkgerate, sogenannte handheld radio terminals (HRT).



Je nach Einsatzort und -art sind die Gerate mit verschiedenen Peripheriegeraten zu kop-
peln. So wird zum Beispiel ein FRT erst in Kombination mit einem Schwanenhalsmikro-
phon oder einem Handhorer, einem Fuldtaster und einer Flachantenne nutzbar.

Die Auswahl mdéglicher Geréte ist eng begrenzt, weil alle Endgerate ein Zertifizierungs-
verfahren nach der BDBOS-Zertifizierungsverordnung durchlaufen missen. Die Unter-
nehmen Motorola und Sepura kdnnen das gesamte Spektrum von Endgeraten anbieten,
der Hersteller Airbus bietet derzeit kein aktuelles MRT an.

Der Neckar-Odenwald-Kreis hat vorgeschlagen, die Ausschreibung fuir den gesamten
Landkreis zu buindeln. Hintergrund des Vorschlags ist, dass bei der Stabsstelle Feuer-
wehr und Bevoélkerungsschutz im Landratsamt fir Fragen des Digitalfunks eine beson-
dere Stelle geschaffen wurde, die insbesondere die Einflhrung unterstitzen soll. Durch
die Bindelung des kreisweiten Bedarfs von ca. 45 FRT, 220 MRT und 1.000 HRT (Be-
schaffungsvolumen ca. 1,2 Mio. EUR) sollen die Kosten der Beschaffung fir die Stadte
und Gemeinden reduziert und ein wirtschaftlicher Preis erzielt werden. Der Landkreis hat
hierzu unverbindliche Interessenbekundungen der Stadte und Gemeinden eingeholt. Alle
Stadte und Gemeinden im Landkreis haben ihr unverbindliches Interesse an einer Betei-
ligung signalisiert.

Der Landkreis beabsichtigt die Durchfiihrung einer EU-weiten Ausschreibung. Hierdurch
wird den Stadten und Gemeinden, die nun eine verbindliche Interessenbekundung abge-
ben, ein Bezugsrecht fir die bendétigte Digitalfunkausriistung vermittelt.

Bei der inhaltlichen Gestaltung der Ausschreibung wird nach Mitteilung des Landrats-
amts darauf geachtet, dass die Stadte und Gemeinden jeweils Funktechnik beschaffen
konnen, welche insbesondere mit den zum Teil bereits bestehenden Vorriistungen in
den Einsatzfahrzeugen kompatibel ist. Dazu sollen zwei Warenkérbe mit unterschiedli-
chen technischen Anforderungen definiert werden, aus denen jeweils die passende Sys-
temtechnik abgerufen werden kann.

Die Stadte und Gemeinden erhalten vom Landratsamt eine Bewertungsmatrix, um im
Nachgang zur ,Beflllung“ der Warenkoérbe durch die Ausschreibung eine rechtssichere
Beschaffungsentscheidung ,aus den Warenkérben“ durchzufihren. Hierbei sollen die
Kriterien (1) Preis, (2) Geratebestand, (3) Vorrustungen in Kfz., (4) Servicefreundlichkeit
in Bezug auf Updates, (5) Reparaturkonzept des Anbieters abgebildet werden.

Der Bezug und die Abrechnung erfolgen dann ohne Einschaltung des Landkreises direkt
zwischen Anbieter und der jeweils erwerbenden Stadt bzw. Gemeinde. Als Umsetzungs-
zeitraum ist der Zeitraum vom 1. September 2021 bis zum 31. Dezember 2022 vorgese-
hen. Bis zum letztgenannten Zeitpunkt soll eine Preisbindung bestehen, der Abruf von
Systemtechnik soll aber auch danach noch mdéglich sein. Dadurch kann den unterschied-
lichen Mittelbereitstellungszeitpunkten bezogen auf Haushaltsmittel und Landesférde-
rung Rechnung getragen werden.

Fur die durch die Einfuhrung des Digitalfunks verursachte Ersatzbeschaffung von not-
wendigen, fest eingebauten Funkgeraten in Feuerwehr-Einsatzfahrzeugen und Feuer-
wehrhausern sieht Nr. 5.1 der Anlage zur VWV Z-Feu eine Festbetragsférderung in Hohe
von 600 EUR je Stick, einschlieR3lich Einbau und Zubehdr vor. Die Durchfiihrung der
Ausschreibung durch das Landratsamt und die Interessenbekundung hierzu sind nach
Mitteilung der Stabsstelle Feuerwehr und Bevolkerungsschutz des Landratsamts in Ab-
stimmung mit dem Regierungsprasidium insofern nicht férderschadlich.

Die Begleitung der Ausschreibung erfolgt beim Landratsamt intern durch die Stabsstelle
Feuerwehr und Bevdlkerungsschutz, wo mit Herrn Schollmeier ein ausgewiesener



Experte fur Digitalfunkausriistung tatig ist. Extern beigezogen wird ein Fachanwalt der
Kanzlei Menold Bezler (Stuttgart), die das Landratsamt bereits bei der Ausschreibung
der digitalen Alarmierung erfolgreich begleitet hat. Fir die interne Begleitung erhebt das
Landratsamt keinen Kostenbeitrag, die Kosten der externen Begleitung von geschatzt
10.000 EUR (ohne Kosten eines ggf. durch unterlegene Bieter betriebenen Recht-
behelfsverfahrens) werden nach den Anteilen am Beschaffungsvolumen auf die Stadte
und Gemeinden umgelegt.

Handlungsbedarf und Optionen

Der Beschaffungsbedarf in der Gemeinde Huffenhardt stellt sich nach eingehender Ana-
lyse wie folgt dar:

e 2 x Feststationen (FRT),
e 3 x Fahrzeugfunkgerate (MRT),
e 1 x Handfunkgerat (HRT).

Im Hinblick auf die Mittelbereitstellung ist der Sachstand wie folgt:

Die Umstellung ist fir das nachste Jahr geplant. 2022 sollen dafur auch die Haushalts-
mittel bereitgestellt werden. Gemal der Verwaltungsvorschrift des Ministeriums fir Inne-
res, Digitalisierung und Migration Giber Zuwendungen fir das Feuerwehrwesen (VwV Z-
Feu) kann zur Einfihrung des Digitalfunks BOS ein Zuschuss in Hohe von 600 EUR je
zu ersetzendem, fest eingebautem Digitalfunkgerat (FRT, MRT) beantragt werden. HRT
sind nicht forderfahig.

Nachdem der Bedarf fur eine Beschaffung digitaler Funktechnik unabweisbar ist, beste-
hen folgende Handlungsmoglichkeiten:

e Die Beschaffung wird durch die Gemeinde Huffenhardt unmittelbar selbst durch-
gefuhrt. Dies héatte den Vorteil, das Beschaffungsverfahren voll umfanglich selbst
steuern und durchfuihren zu kénnen. Kehrseitig ist damit zu rechnen, dass in tat-
séachlicher und rechtlicher Hinsicht komplexe Fragen auftreten werden, die einer
externen Begleitung beddrfen.

¢ Die Gemeinde bekundet das verbindliche Interesse an der Ausschreibung des
Landkreises. Dies hatte den Vorteil, dass tatsachliche und rechtliche Fragen
zentral behandelt werden kdnnen und lber das gréRere Mengengerist voraus-
sichtlich ein wirtschaftlicher Preis erzielt werden kann. Au3erdem kann auch in
der weiteren Begleitung — ohne besondere Kosten — die besondere technische
Expertise des Landratsamts genutzt werden. Die Kosten der externen Begleitung
durch eine spezialisierte Rechtsanwaltskanzlei werden gerecht verteilt. Eine Be-
lastung der Gemeindeverwaltung mit technischen und rechtlichen Einzelfragen
wird so weitgehend und kostengunstig vermieden. Aufgrund der damit verbunde-
nen Vorteile halt die Verwaltung dieses Vorgehen ,im Geleitzug® fir eindeutig
vorteilhafter.

Diskussionsverlauf

Gemeinderat Hagner begruf3t die Ausschreibung tiber den Landkreis. Dies sei zum einen
vermutlich giinstiger, zum anderen gibt es in der Huffenhardter Feuerwehr niemanden
mit entsprechenden Rechts- und Fachkenntnissen. Ein weiterer Vorteil sei der mogliche
Austausch mit benachbarten Wehren.

Gemeinderat Hohenhausen stimmt zu, trotz unkalkulierbarer externer Beraterkosten, die
er als einzigen Punkt fur problematisch halt. Dies wird von Birgermeister Neff zwar



bejaht, dieselbe Unwagbarkeit bestehe aber auch, wenn die Gemeinde selbst die Be-
schaffung vornimmt.

Auf Nachfrage erganzt Burgermeister Neff, dass die Kosten auf 23.000 Euro geschéatzt
werden, ein Zuschuss nach Z-Feu sei in H6he von 5.000 Euro zu erwarten.

Gemeinderat Weber mochte wissen, ob tatsachlich nur ein Handsprechgerat fur Huffen-
hardt bei insgesamt 1.000 Geraten im Landkreis beschafft werden soll. Birgermeister
Neff verweist darauf, dass die Beschaffung mit dem Kreisbrandmeister abgestimmt sei.
Gemeinderat Hagner erganzt, dass die Handsprechgerate analog weiter betrieben wer-
den kdnnen und daher nicht alles auf einmal neu beschafft werden muss, zumal diese
Gerate ziemlich teuer seien. Gemeinderat Haas sieht hier Probleme bei einer eventuel-
len gemeindeubergreifenden Einsatzlage. Gemeinderat Hagner erwidert, dass auch die
Nachbargemeinde HalRmersheim zunachst weiter ihre analogen Gerate einsetze. Wei-
tere Schritte sollen in enger Abstimmung mit der benachbarten Wehr erfolgen.

Gemeinderat Prior verweist auf die noch ausstehende Aufstellung eines neuen Bedarfs-
plans, unter TOP 5 soll dazu ein Beschluss gefasst werden. Der Bedarfsplan werde hier
sicher auch Aussagen treffen, eine Beschlussfassung halt er fur verfriht. Es musse eine
wehriibergreifende Kommunikation gesichert sein.

Biurgermeister Neff antwortet, dass es beim heutigen Beschluss nicht um die Beschaf-
fung selbst gehe, sondern um eine verbindliche Erklarung zur Beschaffung durch den
Landkreis. Die Gemeinde vergebe sich hier nichts, beide Beschliisse seien unabhangig
voneinander zu sehen.

Beschluss:

Die Gemeinde Huffenhardt bekundet das verbindliche Interesse an der Ausschreibung
des Landkreises im Hinblick auf die Beschaffung von digitaler Funktechnik fur die Feuer-
wehren der Stadte und Gemeinden.

Die Verwaltung wird beauftragt, die fiir eine Bertcksichtigung im Rahmen der Ausschrei-
bung ggf. erforderlichen Erklarungen und Rechtshandlungen gegeniiber dem Landkreis
abzugeben bzw. vorzunehmen.

Die Gemeinde Huffenhardt ist mit der Umlegung der bei der Ausschreibung entstehen-
den externen Beratungskosten auf die beteiligten Stadte und Gemeinden nach ihrem An-
teil am Beschaffungsvolumen (Wert in EUR) einverstanden.

- Einstimmig-
Zu Punkt 5:

Biurgermeister Neff erlautert den Sachverhalt anhand der Vorlage.

Gemall § 3 Abs. 1 Feuerwehrgesetz (FwG) von Baden-Wirttemberg hat jede Gemeinde
auf ihre Kosten eine den drtlichen Verhéltnissen entsprechende leistungsfahige Feuer-
wehr aufzustellen, auszuriisten und zu unterhalten.

Ein Feuerwehrbedarfsplan enthélt wesentliche Angaben fur die Beschreibung der feuer-
wehrtechnisch relevanten, ortlichen Verhéltnisse und bildet die Grundlage fiir die Aufstel-
lung und Ausristung einer fir einen geordneten Losch- und Rettungseinsatz erforderli-
chen leistungsfahigen Feuerwehr.

Zur Festlegung der Mindestanforderungen beziiglich Personal und Ausstattung wird auf
die vom Landesfeuerwehrverband Baden-Wirttemberg im Einvernehmen mit dem



Gemeindetag, dem Stadtetag und dem Innenministerium herausgegebenen ,Hinweise
zur Leistungsfahigkeit der Feuerwehr verwiesen (veroffentlicht auf der Internetseite der
Landesfeuerwehrschule Baden-Wirttemberg unter www.Ifs-bw.de - Themen - Gesetze
und Vorschriften - Hinweise - Hinweise Leistungsfahigkeit einer Feuerwehr).

Der Feuerwehrbedarfsplan der Gemeinde Huffenhardt wurde 2007 vom Gemeinderat
beschlossen und besteht aus folgenden Teilen (siehe PDF-Datei per E-Mail):

A Gemeindestruktur

B Feuerwehrstruktur und Abteilungsstrukturen
C Individuelle Bewertung des 0ortlichen Risikos
D Fahrzeug-Konzeption

Der Bedarfsplan gab bei der Erstellung 2007 wertvolle Erkenntnisse fir die Feuerwehr
und somit fur die Gemeinde.

Der Feuerwehrbedarfsplan wurde auf finf Jahre beschlossen und ist somit grundlegend
zu Uberarbeiten.

Im Hinblick auf die Fortschreibung wurden mehrere externe Dienstleister bzw. Fachgut-
achter angefragt, ein entsprechendes Angebot abzugeben. Von diesen kann lediglich die
Firma Forplan GmbH, Bonn, sofort nach Auftragserteilung mit der Erstellung des Feuer-
wehrbedarfsplanes beginnen. Die vorgesehene Bearbeitungsdauer betragt sechs Mo-
nate. Der Festpreis belauft sich auf 9.378,20 Euro (netto). Dieser Festpreis beinhaltet die
zur Vorbereitung und Durchfiihrung des Projektes erforderlichen Arbeitsschritte, séamtli-
che Auslagen und Nebenkosten.

Ein weiterer Anbieter kann zu einem spateren Zeitpunkt (Anfang 2022) mit der Erstellung
beginnen; eine Fertigstellung erfolgt sodann im ersten Quartal 2023.

Aufgrund begrenzter Kapazitaten kann beim dritten Anbieter eine Angebotsstellung bzw.
eine Auftragstibernahme in 2021 nicht stattfinden. Es besteht hier die Moglichkeit, in eine
Interessentenliste aufgenommen zu werden. Eine mogliche Angebotsstellung kann zu
einem spateren Zeitpunkt in 2022 abgestimmt werden, sofern zu gegebener Zeit ausrei-
chende Kapazitaten vorliegen.

Mit der Erstellung eines solchen Bedarfsplanes ist, nach Riicksprache mit Kreisbrand-
meister Kirschenlohr, sowie der Feuerwehrfiihrung der Gemeinde Huffenhardt, zwingend
so schnell wie moglich zu beginnen, auch um eine Anordnung von SofortmafBhahmen
seitens des Landratsamtes zu vermeiden.

Im Hinblick auf die Dringlichkeit ist aus Sicht aller Beteiligten das Angebot der Firma For-
plan GmbH zu favorisieren.

Im Haushalt 2021 sind fir die Erstellung des Feuerwehrbedarfsplanes 12.000 Euro vor-
gesehen.

Gemeinderat Prior erkundigt sich, ob die ,SofortmaRnahme” wegen Versaumnissen oder
Ruckstanden erforderlich sei oder wegen grundlegender Anderungen. Biirgermeister
Neff erwidert, dass die Entwicklung der letzten 15 Jahre, insbesondere der Gewerbege-
biete, eine Fortschreibung durch ver&nderten oder spezielleren Bedarf verlange. Die Be-
schaffung eines Feuerwehrfahrzeuges setze die Fortschreibung des Bedarfsplans vo-
raus.

Zur Nachfrage von Gemeinderat Siegmann zur Dringlichkeit erlautert er, dass sich diese
auf den Bedarfsplan beziehe.



Gemeinderat Prior bezeichnet die Fortschreibung des Bedarfsplans als ersten Schritt zu
einer gewaltigen Investition. Dies sollte angesichts der Haushaltslage klar sein. Birger-
meister Neff erklart, dass es sich um eine gesetzliche Verpflichtung handele, die unab-

hangig von der Haushaltslage erfullt werden musse.

Auf die Frage von Gemeinderat Miller antwortet er, dass der Bedarfsplan 2007 von der
Verwaltung zusammen mit dem Landkreis erstellt wurde.

Beschluss:

Der Gemeinderat beschlief3t fiir die Erstellung des Feuerwehrbedarfsplanes der Ge-
meinde Huffenhardt die Firma ,forplan Forschungs- und Planungsgesellschaft fir Ret-
tungswesen, Brand- und Katastrophenschutz m. b. H., Bonn, zum Angebotspreis von
9.378,20 Euro (netto) zu beauftragen.

- Einstimmig-
Zu Punkt 6:

Hauptamtsleiterin Ernst stellt die Sachlage zu diesem Tagesordnungspunkt folgender-
malfien vor.

Im Rahmen der Haushaltskonsolidierung Huffenhardt sollen auch tber die Beschlisse
im Oktober 2020 hinaus weitere Einnahme- und Einsparmdglichkeiten Gberprift werden.

Die Friedhofsgebuhren wurden zuletzt im Jahr 2010 angepasst. Die Gebihrenkalkulation
soll durch einen externen Dienstleister rechtssicher erfolgen. Die Mittel zur Erstellung der
Kalkulation wurden im Haushalt 2021 eingestellit.

Ein Angebot der Firma Allevo Kommunalberatung Obersulm wurde angefordert.

Im Angebotspreis ist ebenfalls die Wahrnehmung zweier Termine vor Ort (Besprechung
mit der Verwaltung, Vorstellung in der Gemeinderatssitzung) zu je 600 Euro netto einge-
rechnet.

Der Bearbeitungszeitraum betragt 4-5 Monate nach Auftragseingang und Uberlassung
aller bendtigten Unterlagen.

Gemeinderat Hohenhausen ist der Meinung, dass eine Kalkulation der Friedhofsgebiih-
ren auch durch die Verwaltung erfolgen kénnte. Rechnungsamtsleiter Salen spricht sich
fur eine Vergabe an ein Unternehmen aus. Die Verwaltungsmitarbeiter missten sich

durch entsprechende Schulungen die aktuellen Rechts- und Fachkenntnisse aneignen.

Gemeinderat Hagner erkundigt sich nach den mdglichen Mehreinnahmen und fragt sich,
ob sich der Aufwand lohne.

Auf Nachfrage von Gemeinderat Siegmann erlautert Rechnungsamtsleiter Salen, dass
die Einnahmen im Friedhof im letzten Jahr bei 24.000 lagen. Dem standen Ausgaben
von 43.000 Euro gegeniiber. Der Kostendeckungsgrad lag damit bei 56 %, 60 % sollten
mindestens angestrebt werden. Eine pauschale Erh6hung sei rechtlich nicht méglich, da
es auch bei den einzelnen Gebiihrentatbestanden nicht zu einer Kosteniiberdeckung
kommen darf.

Die von Gemeinderat Siegmann angeregte Unterstiitzung durch den Gemeindetag oder
der Zusammenschluss mit anderen Gemeinden wird ebenfalls nicht kostenfrei sein.



Gemeinderat Hagendorn ist der Meinung, dass nach vielen Jahren ohne Erh6hung eine
Uberpriifung angemessen sei.

Beschluss:

Der Gemeinderat stimmt der Vergabe zur Gebihrenkalkulation im Friedhofsbereich an
die Firma Allevo Kommunalberatung, Léwensteiner Stral3e 80, 74182 Obersulm zum ge-
pruften Angebotspreis in Héhe von 4.998,00 Euro brutto zu.

Abstimmungsergebnis: 11 Ja-Stimmen, 1 Nein-Stimme
Zu Punkt 7:
Hauptamtsleiterin Ernst fasst den Sachverhalt wie folgt zusammen:

Im Rahmen der Haushaltskonsolidierung Huffenhardt sollen auch die Verwaltungsgebuh-
ren Uberarbeitet und angepasst werden.

Die Verwaltungsgebuhren wurden zuletzt im Jahr 2007 neu kalkuliert. Die Geblhrenkal-
kulation soll durch einen externen Dienstleister rechtssicher erfolgen. Die Mittel zur Er-
stellung der Kalkulation wurden im Haushalt 2021 eingestellt.

Ein Angebot der Firma Allevo Kommunalberatung Obersulm wurde angefordert.

Im Angebot enthalten ist auch die Wahrnehmung von 2 Terminen vor Ort zur Bespre-
chung mit der Verwaltung und der Vorstellung im Gemeinderat.

Der Bearbeitungszeitraum betragt 2-3 Monate nach Auftragseingang und Uberlassung
aller bengtigten Unterlagen.

Auf die Frage von Gemeinderat Hohenhausen bestéatigen Rechnungsamtsleiter Salen
und Hauptamtsleiterin Ernst, dass auch hier wie bei den Friedhofsgebiihren eine pau-
schale Erh6hung rechtlich nicht zulassig ist. Anders als bei den Friedhofsgebihren kén-
nen hier die Einnahmen und Ausgaben nicht gegeniibergestellt werden, da diese auf
zahlreiche Haushaltstellten verteilt sind. Somit lasst sich auch ein Kostendeckungsgrad
nicht ohne weiteres ermitteln. Herr Salen schétzt die Einnahmen aus den Verwaltungs-
gebuhren insgesamt auf 17.000 Euro.

Gemeinderat Siegmann schlagt Verschiebung des Tagesordnungspunktes auf das
nachste Jahr vor. Er pladiert dafiir, die ZeitrAume zwischen den Satzungséanderungen
kirzer zu halten.

Gemeinderat Stark ist verwundert Gber die Diskussion, es sei doch klar gewesen, dass
die Gebuhren neu kalkuliert werden muiissen und dass dies zunachst einmal Geld kostet.

Gemeinderat Prior begrii3t dagegen die Aussprache und ist der Meinung, dass ohne
eine deutliche Steigerung der Gebiihren die Mehreinnahmen nur gering sein werden.
Hauptamtsleiterin Ernst bestétigt auf Anfrage, dass die Gemeinde auf einen Teil der Ver-
waltungsgebihren, zum Beispiel bei Passen oder Ausweisen oder im Bereich Personen-
standswesen keinen Einfluss hat. Sie sieht aber sehr wohl erheblichen Bedarf bei zahl-
reichen Gebuhrentatbestéanden, die seit nunmehr 14 Jahren unverandert geblieben sind,
und verweist auf die Aussage von Gemeinderat Hagendorn beim vorhergehenden Ta-
gesordnungspunkt. Sie ist der Meinung, dass Gebihren mindestens alle 5-10 Jahre je
nach den sonstigen Entwicklungen tberprift werden sollten.



Gemeinderat Weber ist der Auffassung, dass allein die Personalkosten im genannten
Zeitraum enorm gestiegen seien und ist sich sicher, dass bei der Neukalkulation eine er-
hebliche Kostenunterdeckung festgestellt werde.

Gemeinderat Stark erganzt, dass es gerade Ziel der Kalkulation sei, den Kostende-
ckungsgrad zu ermitteln und festzustellen, welche Mehreinnahmen erzielt werden koén-
nen.

Beschluss:

Der Gemeinderat stimmt der Vergabe zur Gebihrenkalkulation im Bereich der Verwal-
tungsgebihren an die Firma Allevo Kommunalberatung, Loéwensteiner Straf3e 80, 74182
Obersulm zum gepriften Angebotspreis in Hohe von 5.474,00 Euro brutto zu.

Abstimmungsergebnis: 9 Ja-Stimmen, 3 Enthaltungen
Zu Punkt 8:
Burgermeister Neff erlautert die Sachlage.

Die Mittel fir die Beschaffung einer Kehrmaschine als Frontanbaugerat fir das Mehr-
zweckfahrzeug Holder wurden im Haushalt 2021 eingestellt (8.000 Euro).

Die Verwaltung hat drei Angebote eingeholt. Das Angebot der Firma Kraichgau Raiffei-
sen Zentrum Eppingen belauft sich auf 6.247,50 Euro brutto. Die Vergleichsangebote lie-
gen bei 6.500,00 bzw. 7.854,00 Euro brutto.

Weitere Details und Informationen zur Verwendung erfolgen in der Sitzung durch Orts-
baumeister Hahn.

Gemeinderat Gedrg spricht sich fur die Anschaffung aus, der Bauhof brauche die Ma-
schine, es handle sich um eine Ersatzbeschaffung fur ein vorhandenes Gerét.

Die Frage von Gemeinderat Miller zur Funktionsweise wird von Ortsbaumeister Hahn
beantwortet.

Beschluss:

Der Gemeinderat stimmt der Beschaffung einer Kehrmaschine zum gepriften Angebots-
preis der Firma Kraichgau Raiffeisen Zentrum eG, Raiffeisenzentrum 11, 76031 Eppin-
gen in Hobhe von 6.247,50 Euro brutto zu.

- Einstimmig-
Zu Punkt 9:
Burgermeister Neff fihrt zu diesem Tagesordnungspunkt aus:

Zur Durchfihrung von Maharbeiten im Hochgras und Zuriickschneidung von Hecken ins-
besondere an Graben, Boschungen und Hangen ist der Einsatz eines Schlegelméhers
erforderlich (Anbaugerét an Schlepper).

Es handelt sich um eine Ersatzbeschaffung. Die Mittel sind im Haushalt 2021 eingestellt
(16.000 Euro).

Die Verwaltung hat drei Angebote eingeholt. Das Angebot der Firma ZG Raiffeisen Tech-
nik Karlsruhe belauft sich auf 13.300,00 Euro brutto. Die Vergleichsangebote liegen bei
13.625,50 Euro bzw. 14.518,00 Euro brutto.



Ortsbaumeister Hahn erlautert weitere Details. Das vorhandene Gerat weist mittlerweile
schwere Sicherheitsmangel auf. Die Haube sei teilweise durchl6chert, so dass Steine
durchgeschleudert werden und die Mitarbeiter im Bauhof der Gefahr von Verletzungen
ausgesetzt sind. Hinzu kommen hohe Reparaturkosten und lange Ausfallzeiten. Die zu
méahende Flache pro Jahr betrégt rund 500.000 m2.

Gemeinderat Gedrg befurwortet die Anschaffung. Der Bauhof hat viele Flachen, die ge-
maht werden missen. Besonders wichtig sei auch, dass die Graben regelmafiig durch-
mulcht werden, ansonsten kénne es bei Starkregen zu Problemen kommen. Es sei nicht
gewabhrleistet, dass ein Lohnunternehmen immer auf Abruf bereitstehe, wenn der Bedarf
da sei.

Gemeinderat Siegmann erkundigt sich nach der Handhabung bei Reparatur und War-
tung. Ortsbaumeister Hahn erwidert, dass die Reparaturen nach Bestellung der Ersatz-
teile vom Bauhof selbst durchgefiihrt werden, ebenso die Wartung.

Von der Firma Raiffeisen Zentrum Eppingen wurde ein Angebot eingeholt, das aber ho-
her ist als das der Firma ZG Raiffeisen Karlsruhe, so Ortsbaumeister Hahn auf die Frage
von Gemeinderat Siegmann.

Beschluss:

Der Gemeinderat stimmt der Beschaffung eines Schleglers zum gepriiften Angebotspreis
der Firma ZG Raiffeisen Technik GmbH, LauterbergstralBe 1-5, 76137 Karlsruhe in H6he
von 13.300,00 Euro brutto zu.

- Einstimmig -
Zu Punkt 10:
Bauamtsleiterin Ernst stellt den Sachverhalt anhand der Vorlage vor.

Der Gemeinderat der Gemeinde Helmstadt-Bargen hat am 29.03.2021 den Aufstellungs-
beschluss des Bebauungsplans ,Unterer Hag“ erneuert. In gleicher Sitzung erfolgte der
Beschluss zur Durchfiihrung der formlichen Offentlichkeits- und Behérdenbeteiligung
gem. 8 3 Abs. 2 und 8§ 4 Abs. 2 BauGB.

Das Baugebiet mit ca. 1,1 ha. befindet sich am nordéstlichen Siedlungsrand von Flins-
bach. Es schlief3t dreiseitig an den Siedlungsbestand an. Im Norden schliel3t es an ein
eingeschranktes Gewerbegebiet, westlich und stdlich an den Wohnbestand an. Diese
bisher aufgelassene vorrangig landwirtschaftlich oder als private Grinflache genutzte
Flache soll nun arrondiert werden und den nordéstlichen Siedlungsrand abrunden.

Der Lage und dem Siedlungstyp Flinsbachs folgend, wird der Bebauungsplan Wohnen in
Einzel- und Doppelhdusern ermoéglichen. Es werden voraussichtlich 10 Bauplatze entste-
hen.

Die Unterlagen sind unter folgendem Link abrufbar:

www.helmstadt-bargen.de/Rathaus/Ortsrecht/Bebauungsplane/Bebauungsplan Flins-
bach/Bebauungsplanentwirfe

Belange der Gemeinde Huffenhardt sind durch die Planungen nach Auffassung der Ge-
meindeverwaltung nicht berihrt.

Ohne Aussprache ergeht folgender



Beschluss:

Gegen das geplante Baugebiet ,Unterer Hag“ der Gemeinde Helmstadt-Bargen, Ortstelil
Flinsbach werden keine Bedenken erhoben. Anregungen werden nicht vorgebracht.
Sollte es im weiteren Verfahren keine gravierenden Anderungen der Planung geben, halt
der Gemeinderat eine weitere Beteiligung nicht fur erforderlich.

- Einstimmig -
Zu Punkt 11:
Bauamtsleiterin Ernst erlautert den Sachverhalt.

Der Gemeinderat der Gemeinde Helmstadt-Bargen hat am 29.03.2021 den Aufstellungs-
beschluss des Bebauungsplans ,Asselacker” erneuert. In gleicher Sitzung erfolgte der
Beschluss zur Durchfiihrung der formlichen Offentlichkeits- und Behérdenbeteiligung
gem. 8 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB.

Das Baugebiet mit ca. 4,2 befindet sich am westlichen Siedlungsrand von Bargen. Es
verlauft parallel des Siedlungsbestands und wird im Stiden von der HauptstraRe gefasst.
Diese bisher aufgelassene Flache soll nun arrondiert werden und den westlichen Sied-
lungsrand abrunden.

Gegenwartig wird die Flache landwirtschaftlich genutzt.

Der Lage und dem Siedlungstyp Bargens folgend, wird der Bebauungsplan Wohnen in
Einzel-und Doppelhdusern ermdglichen.

Die Unterlagen sind unter folgendem Link abrufbar:

www.helmstadt-bargen.de/Rathaus/Ortsrecht/Bebauungsplane/Bebauungsplane
Bargen/Bebauungsplanentwirfe

Belange der Gemeinde Huffenhardt sind durch die Planungen nach Auffassung der Ge-
meindeverwaltung nicht berihrt.

Ohne weitere Aussprache ergeht folgender
Beschluss:

Gegen das geplante Baugebiet ,Asselacker der Gemeinde Helmstadt-Bargen, Ortsteil
Bargen werden keine Bedenken erhoben. Anregungen werden nicht vorgebracht. Sollte
es im weiteren Verfahren keine gravierenden Anderungen der Planung geben, halt der
Gemeinderat eine weitere Beteiligung nicht fur erforderlich.

- Einstimmig -
Zu Punkt 12:

Burgermeister Neff gibt folgendes bekannt:

¢ Der NOK wurde als Wolfsgebiet ausgewiesen.
Bereits seit einiger Zeit gibt es in Baden-Wirttemberg wieder angesiedelte Wdlfe,
namlich zwei méannliche Tiere, die im Schwarzwald heimisch geworden sind. Nun

hat es sich angedeutet, dass es einen dritten residenten Wolf geben kdnnte, und
zwar im Odenwald. Der mannliche Wolf mit dem Kirzel GW1832m aus der
Alpenpopulation oder italienischen Population halt sich nachweislich seit dem
17. September 2020 im Odenwald auf. Bei einem Aufenthalt von mehr als sechs
Monaten ist davon auszugehen, dass der Wolf resident geworden ist. Im


http://www.helmstadt-bargen.de/Rathaus/Ortsrecht/Bebauungspläne/Bebauungspläne

Odenwald ist dies seit dem 17. Marz der Fall. Die vorliegenden Monitoringdaten im
Odenwald weisen darauf hin, dass sich der Wolfsriide mit dem wissenschaftlichen
Namen GW1832m hier niedergelassen hat. Das Umweltministerium hat

mit Schreiben vom 24.03.2021 ein einheitliches und klar umrissenes ,Fordergebiet
Wolfspravention Odenwald“ ausgewiesen.

Das neue, zusammenhangende Wolfspraventionsgebiet hat eine Grof3e von
insgesamt etwa 2.630 km2. Bei der Abgrenzung wurden die Gemarkungsflachen
aller Stadte und Gemeinden im Odenwald beriicksichtigt, die in einem 30-Kilome-
ter-Radius um den Mittelpunkt der im Auftrag des Umweltministeriums von der
Forstlichen Versuchs- und Forschungsanstalt (FVA) ausgewerteten Wolfs-
nachweise liegen. DarlUber hinaus umfasst das neue Fordergebiet grundsétz-

lich alle Stadte und Gemeinden, die im Naturraum Odenwald liegen. Also betrifft
dies auch uns als Gemeinde Huffenhardt. Heute konnte der Presse enthommen
werden, dass in der Gemeinde Limbach der Wolf zugeschlagen bzw. zugebissen
hat. Dort wurden mehrere Schafe gerissen. Festzustellen ist damit, der

Wolf ist auch hier in der Gegend. Herdentierhalter sollten entsprechende Pra-
ventionsmafinahmen ergreifen, fir die es Férdermdglichkeiten gibt. Allerdings
sind geeignete Praventionsmalnahmen auch Voraussetzung fur entsprechende
Entschadigungshilfen, sollten durch den Wolf Herdentiere zu Schaden kommen.
Es gilt eine Ubergangsfrist von einem Jahr.

Haushaltssatzung 2021

das LRA NOK teilt uns mit Schreiben vom 14.04.2021 mit, die
vom Gemeinderat der Gemeinde Huffenhardt in seiner Sitzung am 25.03.2021 be-

schlossene Haushaltssatzung mit Haushaltsplan 2021 kann vollzogen werden. Die
Haushaltsgenehmigung fir die Kreditaufnahme und weitere Bemerkungen zum
Haushalt 2021 wurde dem Gremium zuvor per E-Mail vollumfanglich bekannt
gegeben. Burgermeister Neff verliest die wesentlichen Passagen der als Anlage
beigefuigten Haushaltsgenehmigung.

Sportplatz Hiffenhardt

Der Rasensprenger ist defekt. Anstatt einer Neubeschaffung (Kosten ca. 2.000
Euro) schlagt die Verwaltung vor, Leitungsrohre zu verlegen (Aufstellung und
Beschreibung siehe beiliegende Kosten-schatzung Bauhof). Die Kosten belaufen
sich auf 3.220,00 Euro reine Materialkosten, die Ausfiihrung wiirden Bauhof und
Sportverein gemeinsam tbernehmen.

Gemeinderat Hagner erkundigt sich, wie die Bewasserung eingeschaltet wird.
Dies erfolgt laut Ortsbaumeister Hahn Uber eine Zeitschaltung per App. Der Mah-
roboter muss abgeschaltet werden, 2-3 kurze Schlauche sind noch anzuschlief3en.
Vorteile sind ein deutlich geringerer Wasserverbrauch und weniger Einsatzzeiten
fur die Verlegung des schweren Schlauchs. Der Rasen kann so nachts gesprengt
und tagsuber gemaht werden. Auch Diinger wird gespart, der Rasenschnitt erfullt
diese Funktion. Die Qualitdt des Rasens hat sich verbessert, was allerdings auch
an der geringen Auslastung im vergangenen Jahr liegt. Der Gemeinderat erklart
sich mit der Umsetzung wie von der Verwaltung vorgeschlagen einverstanden.
Synagogenplatz

Ein Treffen mit Fr. Hilbert, Vorsitzende vom Verein ,Jidisches Leben Kraichgau
e.V.“ fand Ende Marz statt. Burgermeister Neff hat eine Mitgliedserklarung fir die
Gemeinde abgegeben.

Einige Anregungen konnten ebenfalls mitgenommen werden (Baum pflanzen;
Bank aufstellen, den Platz als ,Synagogenplatz® offiziell ausweisen); erfreulicher-
weise gibt es Bewegung, auch was die Flache betrifft, sofern an anderer Stelle



Parkmdglichkeiten zur Verfiigung gestellt werden kénnten. Zur weiteren Vorge-

hensweise: Hinsichtlich der Gestaltung sollen Beispiele von anderen Kommunen

eingeholt werden und Haushaltsmittel in 2022 eingestellt werden.

¢ Die nachste Sitzung des Gemeinderats findet am Donnerstag,

20. Mai 2021 statt.
Gemeinderat Gedrg nimmt Stellung zur Ausweisung des NOK als Wolfsgebiet und ist der
Auffassung, der Wolf gehdére nicht hierher und stelle eine Gefahr fir Nutztiere und auch
Menschen dar.

Gemeinderat Prior erkundigt sich nach dem Sachstand neue Hundesteuersatzung und
Erhdhung der Hundesteuer. Dies sei als Lenkungssteuer wichtiger als die heute be-
sprochenen Gebihren. Birgermeister Neff erwidert, dass hier im Gegensatz zu den
Hebesatzen keine Rickwirkung mdglich ist und daher die Erhéhung sinnvollerweise erst
zum 01.01.2022 erfolgen wird.

Gemeinderat Siegmann begrifit die Bewegung beim Synagogenplatz aus einer Initiative
aus dem Gemeinderat heraus und verweist auf das Jubilaumsjahr jldisches Leben im
Kraichgau in diesem Jahr. Er hélt es fur winschenswert, aus diesem Grund schon in die-
sem Jahr eine Gedenkstatte zu errichten.

Gemeinderéatin Rieger weist hin auf Schwerlast- und Traktorverkehr im Blindenrainweg
mit teilweise Uberhohter Geschwindigkeit und mdchte wissen, ob nicht zur Verkehrsberu-
higung Pfosten eingesetzt werden sollten. Birgermeister Neff erwidert, eine verkehrsbe-
ruhigte 30-km-Zone sei dort ausgewiesen. Die Mdglichkeit, Pfosten einzusetzen, wurde
tatséchlich vor rund 20 Jahren diskutiert. Dies war aber nicht umsetzbar, da es sich um
eine Verbindungsstral3e zum Ort handelt. Gemeinderat Stark regt an, im Amtsblatt da-
rauf hinzuweisen, dass die Anfahrt zum Gringutplatz Gber die Hauptstraf3e und nicht
uber den Blindenrainweg erfolgen sollte. Gemeinderatin Rieger bittet um Prifung eines
Schwerlastverbots. Burgermeister Neff halt dies nicht fir zielflihrend, stattdessen schlagt
er die Priifung einer Einbahnstraenregelung vor.

Gemeinderat Hagendorn weist hin auf Pflanzringe entlang der Friedhofsmauer, die nicht
mehr bepflanzt sind und Stolperfallen darstellen und entfernt werden sollten. Ortsbau-
meister Hahn erklart, dass die dortigen Anpflanzungen vermutlich wegen Streusalz ein-
gegangen sind und ersetzt werden sollen. Damit wéaren die Pflanzringe auch wieder
sichtbarer und es bestiinde deutlich weniger Gefahr, darlber zu stolpern. Ein von Ge-
meinderat Hagendorn vorgeschlagener Riickbau ware sehr aufwendig.

Zu Punkt 13:

Herr Barth erkundigt sich nach dem Unfall, dem das Brunnenweible vor dem Rathaus
zum Opfer fiel, und ob die Figur wieder aufgestellt oder ersetzt werde?

Burgermeister Neff antwortet, dass die Figur bei dem Unfall stark beschéadigt wurde. Die
Verhandlungen mit der Versicherung des Unfallverursachers wegen Ubernahme der
Kosten laufen noch. Erst wenn diese abgeschlossen sind, kann eine Entscheidung ge-
troffen werden.

Zu weiteren Wortmeldungen liegen keine Einverstandniserklarungen zur Verdoffentli-
chung vor.

14.






